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Die Preiskontrolle der Paritätischen Preis-Lohn-Kommission 
Seit mehr als sechs Jahren unterliegen Forderungen nach Preis- und 

Lohnerhöhungen einer freiwilligen Selbstkontrolle durch die Sozialpartner, 
Der vorliegende Aufsatz versucht erstmalig, durch statistische Auswertung 
der Sitzungsprotokolle zahlenmäßige Vorstellungen zu gewinnen, wieweit die 
Preiskontrolle der Kommission reicht und wie wirksam sie ist. Die Ergebnisse 
vermitteln mangels ausreichender statistischer Grundlagen nur grobe Orien­
tierungsbehelfe Eine weitere Vertiefung wäre notwendig, um Möglichkeiten 
und Grenzen der Paritätischen Kommission klarer erkennen und eine ratio­
nale Preis- und Einkommenspolitik konzipieren zu können.. 

Arbeitsweise und Richtlinien 
Die Paritätische Kommission für Preis- und 

Lohnfragen wurde imMäiz 1957 gegründet Sie hat 
zwölf Mitglieder (Bundeskanzler, Bundesminister 
für Inneres, Finanzen und soziale Verwaltung, je 
zwei Vertreter der Bundeswirtschaftskammer, des 
österreichischen Arbeiterkammertages, der Präsi­
dentenkonferenz der Landwiitschaftskammern und 
des österreichischen Gewerkschaftsbundes) Ihre 
Aufgabe ist es, Höhe und Dringlichkeit von Preis-
und Lohnforderungen zu überprüfen. Mit der Über­
prüfung der Preisanträge wurde ein sechsgliedriger 
Unterausschuß (je ein Vertreter der Bundesministe­
rien für Inneres und Finanzen, der drei Wirtschafts­
kammern und des Gewerkschaftsbundes) betraut 
Die Kommission ist auf die freiwillige Mitarbeit 
der Unternehmer und Gewerkschaften angewiesen, 
sie kann keine Meldungen erzwingen. Bundeswirt­
schaftskammer und Landwirtschaftskammern haben 
sich jedoch verpflichtet, auf ihre Mitglieder einzu­
wirken, alle beabsichtigten Preiserhöhungen der 
Kommission vorzulegen. 

Von März 1957 bis April 1962 galt für Anträge 
auf Preiserhöhungen 1) folgendes Verfahren: Die 
Preisanträge wurden über den Fachverband der 
Blindes wir tschaftskammer übermittelt, die sie dem 
Bundesministerium für Inneres und dem Arbeiter­
kammertag zur Kenntnis brachte Neben einer ver­
balen Begründung wurde eine einfache Aufstellung 
der Kostenänderungen seit der letzten Preiserhö­
hung gefordert In Anträgen, die der Fachverband 
für die gesamteBranche einreichte,wurden meist die 
Kostenveränderungen von drei repräsentativen 
Durchschnittsbetrieben (Klein-, Mittel- und Groß-

*) Die Paritätische Kommission und ihr Unterausschuß 
für Preisfragen beschäftigen sich im allgemeinen nur mit 
Preiserhöhungen, nicht aber mit Preissenkungen Nur im 
2. Halbjahr 1 1962 verhandelte man in größerem Umfang auch 
über Preissenkungen. 

betrieb) angeführt Soferne keine Ergänzung erfor­
derlich war, behandelte der Unterausschuß die An­
träge in der nächsten Sitzung.. Die Berechtigung 
von Forderungen wurde hauptsächlich an Hand der 
angeführten Kostenänderungen beurteilt Eine ein­
gehendere Überprüfung unter Berücksichtigung von 
Kapazitätsausnutzung, Produktivitätssteigerung, all­
gemeiner Konjunkturentwicklung und Änderungen 
der Kostenielationen war meist nicht möglich. Den­
noch wurden die vorgeschlagenen Preiserhöhungen 
vom Unterausschuß häufig nicht in voller Höhe ge­
nehmigt. Einigte sich der Unterausschuß über einen 
Antrag nicht einstimmig, so wurde er entweder zu­
rückgestellt oder der Paritätischen Kommission 
selbst abgetreten, die ihn ihrerseits ebenfalls wieder 
nur einstimmig genehmigen konnte 2) 

Nach der ursprünglichen Vereinbarung der So­
zialpartner sollte die Paritätische Kommission für 
alle Preise zuständig sein. Ihr Tätigkeitsbereich 
wurde jedoch schon am Beginn enger gezogen und 
im Laufe der Zeit aus administrativen Gründen 
weiter eingeschränkt Zunächst klammerte man alle 
Waren und Dienstleistungen aus, die der gesetz­
lichen Preisregelung unterliegen, sowie alle Preise, 
Tarife und Gebühren, die von gewählten Körper­
schaften (Nationalrat, Landtage, Gemeinden) be­
schlossen oder von Behörden genehmigt werden 
Auch Preise, die von Betrieben oder Personen er­
stellt werden, die nicht der Bundes wir tschaftskam­
mer angehören (z B, Privatschulen, freie Berufe) 
wurden von der Paritätischen Kommission meist 
nicht behandelt.. Außerdem enthob man unter be­
stimmten Voraussetzungen verschiedene Branchen 
oder Betriebe ganz oder teilweise von der Verpflich­
tung, um Preiserhöhungen anzusuchen.. So brauch­
ten Handels- oder Dienstleistungsbetriebe Preis-

2 ) Vgl. K Wenger „Die Paritätische Kommission für 
Preis- und Lohnfragen", Wiener Studien zur Wirtschafts- und 
Sozialpolitik, 1961, Heft 4. 
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Steigerungen (auch für Importwaren) dann nicht zu 
melden, wenn sie die prozentuelle Spanne nicht er­
höhten Für Gewerbebetriebe wurde meist die Re­
gelung für die Industrie automatisch als gegeben 
angesehen Im Gast-, Schank- und Beherber gungs-
gewerbe beschränkte sich die Paritätische Kommis­
sion auf bestimmte „Eckpfeiler-Betriebe" oder traf 
generelle Regelungen Saisonale Preisbewegungen 
(Vieh, Fleisch; Obst, Gemüse) wurden im allgemei­
nen als nicht voriagepflichtig angesehen. 

Erhielt der Unterausschuß Kenntnis von nicht 
genehmigten Preiserhöhungen, so forderte er die 
betreffenden Betriebe auf, eine Kostenaufstellung 
nachzureichen und sie der üblichen Überprüfung zu 
unterziehen. Einer solchen Aufforderung wurde 
fast immer Folge geleistet Die „Preisüberwachung" 
war in Wien aus örtlichen und sachlichen Gründen 
leichter als in den Bundesländern Eine gewisse 
Kontrolle übten die Landespreisbehörden aus Sie 
erhoben auf Grund der ihnen jeweils übermittelten 
Sitzungsprotokolle der Paritätischen Kommission 
(oder des Unterausschusses) zeitweilig „ortsübliche 
Preise" und meldeten Verstöße gegen die Preisdis­
ziplin 

Das sogenannte „Raab-Olah-Abkommen", das 
im April 1962 voll wirksam wurde und zur Zeit 
noch gilt, ergänzte und modifizierte das bis dahin 
übliche Verfahren für Preisanträge in mehreren 
Punkten Firmen, welche die Preise stärker als be­
willigt oder ohne Genehmigung der Paritätischen 
Kommission (oder des Unterausschusses) erhöhen, 
sind nunmehr von der Bundeswirtschaftskammer 
ausnahmslos aufzufordern, einen Preisantrag inner­
halb von zwei Wochen nachzureichen. Kommt die­
ser Antrag trotz Nachfrist nicht ein, hat der Unter­
ausschuß darüber der Paritätischen Kommission zu 
berichten Unbedeutende Preiserhöhungen werden 
im Unterausschuß vereinfacht genehmigt Ferner 
wurde bestimmt, daß die Paritätische Kommission 
oder ihr Unterausschuß für Preisfragen einen Preis­
antrag innerhalb von 5 bzw 6 Wochen (die Warte­
frist kann daher höchstens 11 Wochen betragen) zu 
behandeln haben Kann bis dahin keine Einigung 
erzielt werden, gilt der Antrag als genehmigt 
Schließlich wurden neue Sanktionsmöglichkeiten ge­
schaffen Bis April 1962 hatte der Innenminister 
auf Grund der Novelle zum Preistreibereigesetz vom 
Mai 1958 (BGBl 107/1958) die Möglichkeit, „orts­
übliche" Preise festzulegen und ihre Übertretung zu 
bestrafen Der Paritätischen Kommission wurde da­
bei eine Art Sachverständigenfunktion für die Be­
urteilung, was ortsüblich sei, zuerkannt Diese Be­
stimmung wurde aufgehoben und statt dessen dem 

Innenminister das Recht eingeräumt, die Preise von 
marktbeherrschenden Unternehmungen oder Un­
ternehmungsgruppen bis zu 6 Monaten amtlich zu 
regeln, wenn sie ohne Bewilligung der Paritätischen 
Kommission erhöht wurden (Novelle zum Preis­
regelungsgesetz BGBl 103/1962) 

Umfang und Streuung der behandelten Preis­
anträge 

Alle Entscheidungen über Preisanträge wurden 
in Sitzungsprotokollen festgehalten Das Institut hat 
die Protokolle von März 1957 bis September 1963 
nach verschiedenen Gesichtspunkten ausgewertet, 
um zahlenmäßige Hinweise auf Umfang und Wir­
kungsgrad der Preiskontrolle zu gewinnen 1) 

Der Unterausschuß für Preisfragen (teilweise 
auch die Paritätische Kommission selbst) haben im 
untersuchten Zeitraum 1 071 Anträge auf Preiser­
höhungen behandelt und in der Regel (wenn auch 
häufig mit größerer zeitlicher Verzögerung und 
nicht in vollem Umfang) genehmigt. Ferner wurden 
in der zweiten Hälfte 1962 im Zusammenhang mit 
dem Stabilisierungsprogramm 64 Preissenkungen 
zur Kenntnis genommen Die meisten Preiserhö­
hungsanträge wurden von einzelnen Firmen oder 
Firmengruppen gestellt 57 Fälle bezogen sich auf 
Branchenregelungen Pro Jahr wurden 150 bis 250 
Anträge behandelt. Die „Antragshäufigkeät" 
schwankte von Monat zu Monat und läßt keinen 
eindeutigen Zusammenhang mit der Konjunktur 
und den Entwicklungstendenzen des Preisniveaus 
erkennen Nur 1957, als das Verfahren erst anlief, 
in der Rezession 1958 und während der Stillhalte­
vereinbarung in der zweiten Hälfte 1962 war die 
Zahl der Anträge merklich niedriger als in den 
übrigen Perioden 

Eine Auszählung nach dem Ausmaß der Preis­
erhöhungen läßt erkennen, daß nur in 4 % der ein­
deutig bestimmbaren Fälle Preiserhöhungen um 
mehr als 20% bewilligt wurden. Weitaus am häu­
figsten waren Erhöhungen bis 5°/o (44% der Fälle) 
und zwischen 5 % und 10% (40%). Das Über­
wiegen mäßiger Verteuerungen ist deshalb bemer­
kenswert, weil Preise, die von Behörden geregelt 

l ) Die Pteisanträge konnten aus den Sitzungsprotokolfen 
nicht immer nach einheitlichen Grundsätzen ausgezählt wer­
den Anträge einer Branche für alle (mehrere) Betriebe oder 
Waren bzw eines Betriebes für eine Ware oder artverwandte 
Produkte wurden als ein Antrag gewertet, ebenso zurück­
gestellte Ansuchen, die nach kürzerer Frist wieder behandelt 
wurden Einzelanträge für Waren, die laut Produktionssta­
tistik verschiedenen Branchen zuzuordnen sind, wurden dop­
pelt oder mehrfach gezählt 
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Zahl de) Preisanträge von 1957 bis 1963 nach Monaten 
Jahr JIM ncr Februar März April Mai Juni fuü August Septemhet Oktober N o v e m b e r Dezember Zusammen 

1957 . 54') 2 

1958 10 20 I i i 2 6 14 3 11 21 2 10 2 0 18 1 146 4 

1959 10 1 13 2 35 2 12 36 19 2 19 1 22 1 17 15 21 1 23 S 242 18 

1960 26 6 8 8 19 12 ; 11 24 12 14 5 36 12 187 7 

1961 • Hl 12 16 1 7 27 •3 29 X 20 4 10 9 27 1 7 178 9 

1962 . . . 21 2 15 ä 11 10 26 9 2 3 20 (10) 17 (15) 31 (25) 2 (1) 18 (12) 7 (1) 201 [64)10 

1957/62 77 9 68 7 81 4 50 107 U 96 4 86 J 66 1 93 2 41 122 2 67 9 1 008 56 

1963 2 ) . . . 11 12 10 14 1 20 9 28 9 14 127 1 

Insgesamt 88 9 80 7 91 4 64 1 127 15 105 4 114 1 75 1 107 •2 41 122 2 67 9 1 135 57 

Anmerkung:. Zahlen in Klammern: davon Preissenkungen — Kursiv gesetzte Zahlen: d i v o n Branchenanträge. 

') Für 1957 war eine monatsweise Aufgl iederung nicht mögl ich — ! ) Jänner bis September 1963 

Bewilligte Preisänderungen nach Prozentstufen 

Jahr 
0—5 6—10 11—20 über 20 H ö h e 

unbe­
kannt 

N i c h t 
e indeut ig 

klassifi-
zierbar 

Insgesamt 0—5 6—10 1 1 - -20 über 20 Höhe 
unbe­
kannt 

Nicht 
eindeutig 
klassifi­
zierbar 

Zahl de r Antrage i n % v o n insgesamt 

1957 11 14 4 — 16 9 54 20 26 7 — 30 17 

1958 39 33 13 6 36 19 146 27 23 9 4 2 4 13 

1959 93 41 9 6 63 30 242 38 17 4 3 26 12 

1960 42 47 15 2 b7 24 187 23 25 8 1 30 13 

1961 31 49 13 4 48 33 176 17 28 7 2 27 19 

1962 43 34 16 4 56 48 201 21 17 8 2 28 2 4 

1963 1 ) 8 2 4 7 2 71 15 127 6 19 5 2 56 12 

Insgesamt 267 242 77 24 347 178 1 135 2 3 21 7 2 31 16 

Jänner bis September 

oder zumindest beeinflußt werden, häufig die Ten­
denz zeigen, längere Zeit unverändert zu bleiben, 
dann aber sprunghaft zu steigen Das mag damit 
zusammenhängen, daß nach der Praxis der Kom­
mission geringe Preiserhöhungen leichter durchzu­
setzen sind Die Unternehmer ziehen es daher vor, 
häufiger um geringere, als seltener um größere 
Preiserhöhungen anzusuchen Auch die Konkurrenz­
verhältnisse und die Käuferpsychologie legen eine 
schrittweise Anpassung der Preise an steigende Ko­

sten nahe. (Ein treppen! örmiger Preis verlauf ist 
meist nur dann zu beobachten, wenn das Unterneh­
men eine Monopolstellung hat oder die genehmi­
gende Behörde jeder Erhöhung starken Widerstand 
entgegensetzt) 

Die Behandlung von 150 bis 250 Preisanträgen 
pro Jahr stellt an die Kommission hohe Anforde­
rungen, zumal sie über keinen eigenen Apparat ver­
fügt Dennoch erfaßt sie, selbst wenn man berück­
sichtigt, daß sich manche Genehmigungen auf ganze 

Streuung der Preisanträge von 1957 bis 1963 nach Branchen 
1957 1958 1959 i960 1961 1962 1963') 1957/63 

Zahl der erfaßten Preisanträge 

Bergbau . , . 1 6 2 2 1 3 4 4 1 21 3 

Magnesitiadustri e — 5 — — - 5 

Erdölindustrie - — — — 1 — 1 

Eisenerzeugung 2 2 4 2 .3 1 - 1 1 — 12 4 

Metallhütten — 4 — — 5 — 9 

Steine und Erden . 7 9 9 13 5 9 52 

Glas . 3 4 1 3 2 2 1 1 16 1 

Chemie 17 22 16 43 33 23 27 181 

Papiereizeugung „ — 2 1 — 1 1 3 ; — 6 3 

Papicrverarbei tung — — 2 1 6 ; 7 4 1 3 22 $ 

Holzverarbeitung 1 — 31 •> 2 16 2 12 1 63 i 

Nahrungsmi ttel 5 22 12 14 2 3 38 41 155 

Ledererzeugung — 2 1 — - — — 3 

Lederverarbeitung 1 2 2 — _ 1 2 8 

Tei t i l . . . 5 „ . 6 14 4 7 7 43 

Bekleidung — 3 1 — — — 5 1 9 1 

Gießereien 2 1 1 1 3 3 1 1 1 1 1 1 — 9 S 

Maschinen — A 11 2 12 1 4 1 20 3 2 53 7 

Fahrzeuge . . — — 9 2 4 ; 2 J 7 3 - 22 7 

Eisen- und Metallwaren 8 1 Z6 49 2 16 / 14 2 15 I 1 129 9 

Elektrogeräte 4 19 23 2 15 1 15 ; 20 5 6 102 7 

5 22 54 42 38 28 25 214 

Insgesamt . 54 2 146 4 242 18 187 7 178 9 201 16 127 1 1 135 57 

Anmerkung: Kursiv gesetzte Zahlen: davon Branchenanträge 
2 ) Jänner bis September 
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Branchen beziehen, offenbar nur einen Ausschnitt 
aus dem gesamten Preisniveau Daraus darf nicht 
geschlossen werden, daß die Meldepflicht häufig 
verletzt wird, denn die Kommission hat sich in Er­
kenntnis ihrer beschränkten administrativen Mög­
lichkeiten auf die Kontrolle „strategisch" wichtiger 
Preise konzentriert. Von den 1957 bis 1963 behan­
delten Anträgen entfielen vier Fünftel auf die In­
dustrie und nur ein Fünftel auf andere Wirtschafts­
zweige1). Die Konzentration auf die Industrie ent­
spricht der „kosteninflatoiischen" Vorstellung, daß 
Auftriebstendenzen von vorgelagerten auf nachge­
lagerte Produktions- und Verteilungsstufen über­
wälzt werden (und nicht umgekehrt die hohe Kon­
sumentennachfrage die Preise in die Höhe „zieht"). 
Es darf allerdings nicht übersehen werden, daß in 
allen entwickelten Industrieländern die industriel­
len und agrarischen Erzeugerpreise weit schwächer 
steigen als die Preise im Dienstleistungsbereich, wo 
die Produktivität nur unterdurchschnittlich wächst. 
Die Preispolitik der Vielzahl von Handels- und Ge­
werbebetrieben zu überwachen, überstiege aber bei 
weitem die administrativen Möglichkeiten der Kom­
mission, es sei denn, man förderte die Kartellierung 
und die Festlegung branchenüblicher „Tarife" 

Bewilligte Preis erhöhungen und Entwicklung 
der Industriepreise 

Da sich die Kommission hauptsächlich mit den 
Industriepreisen beschäftigt (die Agrarpreise sind 
entweder amtlich geregelt oder werden meist durch 
andere Methoden gesteuert), liegt die Frage nahe, 
wieweit es ihr gelungen ist, die Entwicklung der In­
dustriepreise tatsächlich zu kontrollieren Eine empi­
rische Klärung dieser Frage ist mit den gegenwärtig 
verfügbaren Unterlagen nur annäherungsweise 
möglich Um grobe Hinweise zu erhalten, wurden 
die genehmigten Preiserhöhungen mit der Entwick­
lung der Erzeugerpreise in den einzelnen Branchen 
verglichen und ergänzend festzustellen versucht, für 
wieviel Waren einer Branche (gemessen am Brutto-
Produktionswert) um Preiserhöhungen angesucht 
wurde 

Dem Preisvergleich wurde folgendes Verfah­
ren zugrundegelegt: Das Institut hat anläßlich der 
Erstellung von Indizes der Arbeitsproduktivität für 
Kontrollzwecke einen behelfsmäßigen Index der In-

1 ) Diese Aufteilung konnte nur näherungsweise durch­
geführt werden. Insbesondere bei Einzelanträgen war es kaum 
möglich, nach Industrie-, Gewerbe- oder Handelsbetrieb zu 
unterscheiden. Pieisauträge für Waren, die nur (oder auch) 
industriell erzeugt werden, wurden der Industrie zugeordnet. 

dustriepreise vom Typ „Paascke" aus den Mengen-
und Wertangaben der laufenden Produktionsstati­
stik für den Zeitraum 1956/1961 konstruiert 2). Diese 
Berechnungen wurden für die Jahre 1960 und 1962 
fortgeführt, wobei jeweils mit den Mengen der End­
periode gewogen wurde (Index mit variabler Ge­
wichtung) Auf diese Weise wurden die Preisver­
änderungsraten 1960/1962 für einzelne Branchen 
und Untergruppen ermittelt 3) Die Ergebnisse sind 
aus verschiedenen Gründen nur Näherungswerte: 
Infolge der mangelnden Homogenität der Waren 
spiegeln die Durchschnittserlöse nicht nur Preis­
sondern auch QualitätsVeränderungen wider, die 
Wertangaben der Unternehmer sind oft ungenau 
und berücksichtigen zumindest teilweise auch die 
Exportpreise 

Als zweiter Schritt wurden Indizes der geneh­
migten Preise der Paritätischen Kommission be­
rechnet Die von 1960 bis 1962 bewilligten Preiser­
höhungen für einzelne Industrieprodukte wurden 
nach Branchen geordnet und nach der Pioduktions-
struktur 1962 zu Branchenindizes zusammengefaßt. 
Diese „Indizes der genehmigten Preise' 1 geben an, 
wie stark die Industriepreise von 1960 auf 1962 ge­
stiegen (gefallen) wären, wenn die Kommission alle 
Preiserhöhungen (und Preisrückgänge) erfaßt hätte. 
Sie sind ebenfalls mit Fehlern behaftet, die groß-
teils auf Unklarheiten in den Sitzungsprotokollen 
zurückgehen So konnte vereinzelt (vor allem bei 
Konsumgütern) nicht scharf zwischen Industrie und 
Gewerbe unterschieden werden Andererseits muß­
ten die Preisänderungen vor allem dann geschätzt 
oder angenommen werden, wenn eine Regelung 
nach Lohn- und Materialintensität der Produkte 
oder nach Firmen (statt nach Waren) erfolgte und 
(oder) die Pr eiser höhung (-Senkung) überhaupt 
nicht mit einem absoluten Betrag oder einem un­
teren und oberen Grenzwert angegeben war Über­
dies wurde der Umstand vernachlässigt, daß die 
bewilligten Preiserhöhungen nicht immer am Markt 
durchzusetzen waren und sich die Paritätische Kom­
mission nur selten mit Preissenkungen beschäftigt 
hat 

Der Vergleich heider Indizes bietet trotz den 
Mängeln in den Daten einige interessante Hinweise 
Von 1960 bis 1962 stiegen die Industriepreise laut 

2 ) „Neue Indizes der Arbeitsproduktivität", Beilage 
Nr 71 zu den Monatsberichten des Österreichischen Institutes 
für Wirtschaftsforschung, J g 1962, S 13 ff 

s ) Bergbau, Magnesitindustiie, eisenerzeugende Indu­
strie und Elektrizitätswirtschaft konnten nicht einbezogen wei­
den, weil in diesen Sparten nicht Brutto-Produktionswerte für 
die einzelnen Waren, sondern nur für Betriebe oder Branchen 
erfaßt weiden. 



Genehmigte Preisänderungen und Preisänderungen taut Produktionsstatistik in der Industrie von 
1960 bis 1962 

Industriezweig Preisindex I Frei s i n d « I I Unterschied z w i ­ Ante i l der be­ KomenCt Industriezweig 
lt . Produk­ Ic. Genehmi­ schen Index I und I I handelten tionsgrad 

tionsstatistik gungen der in Prozent- in Pro­ Waren a m Brutto - Pro­
*) Kommiss ion ' ) 

1962 in Prozent v o n 1960 

punkten zent 5 ) Produkt ions-
wert der Brauche 

zent 4 ) 

Erdöl 99 9 100 0 — 0 1 8 4 

Metallerzeugung 9 8 3 99 6 — 1 3 4 4 75 

Steine und E i d e n 103 5 101 9 + 1 6 54 2 8 12 

Glaserzeugung 1 1 2 1 100 7 + 11 4 7 25 51 

Chemie 95 9 101 4 — 5 5 2 5 

Papiererzeugung 100 4 1 0 2 1 — 1 7 69 18 

Pap ierverarbe i tung 104 8 104 1 + 0 7 85 7 0 25 

Hoizverarbiirung 104 1 103 0 + 1 1 73 53 19 

Nahrungsmittel 102 8 101 ü + 1 2 57 18 9 

Ledererzeugung 103 0 100 0 + 3 0 0 0 1 

Lcderverarbe i tung 101 8 100 0 + 1 8 0 0 3 

TcKtiÜen 1 0 1 9 100 4 + 1 5 21 4 9 

Bekleidung 107 5 100 2 + 7 3 3 5 5 

Gießereien 110 1 110 0 + 0 1 99 100 19 

Maschinen 112 5 104 7 + 7 8 40 100 37 

Fahrzeuge . . . 101 2 103 0 — 1 8 72 54 

Eisen-u. Metall waren 107 1 106 8 + 0 3 96 100 39 
105 5 103 9 + 1 6 73 56 38 

Insgesamt 103'3 102'6 + 0 7 79 44 

Insgesamt (ohne 
Chemie, Papier, 

Fahrzeuge) 104 8 102 8 + 2 0 60 4 2 
' ) I n d e s mit wechselnden Gewichten . — *) Bewil l igte Preisänderungen laut Sitzungsprotokollen, g e w o g e n nach der Pioduktionsstatistik 1962 — s ) N u r soweit I n d e x I höher — 

») Anteil der Waren, die v o n weniger als sechs Betrieben erzeugt werden am Brutto-Produktions wert der Branche 

Produktionsstatistik um 3 3 % , der Index der ge­
nehmigten Preiserhöhungen um 2 6%, also nur um 
0 7%-Punkte (21%) schwächer. Wenn man die 
Zwerge Chemie, Papier und Fahrzeuge ausschaltet, 
wo die tatsächlichen Preise schwächer stiegen als 
die genehmigten (offenbar weil im Export niedri­
gere Preise erzielt wurden als im Inland und die 
Kommission Preissenkungen nicht erfaßte), ist die 
Übereinstimmung etwas geringer: Der Preisindex 
laut Produktionsstatistik stieg um 4 8%, der Index 
der genehmigten Preise um 2 8% Immerhin hätte 
auch nach dieser Berechnung die Kommission etwa 
60% aller Preiserhöhungen in der Industrie erfaßt.. 
Dieses Ergebnis deckt sich mit den langjährigen 
Erfahrungen von Praktikern, die sich mit den Preis­
anträgen befaßten. 

Die Ergebnisse für die einzelnen Zweige sind 
sehr unterschiedlich. In manchen Zweigen stimmen 
beide Preisindizes bemerkenswertgut überein, wiein 
den Gießereien, in der Eisen- und Metallwarener-
zeugung und in der Papierverarbeitung, wo die Ab­
weichungen nur 0 1%- bis 0 7%-Punkte betrugen 
und 8 5 % bis 9 9 % der Preisveränderungen laut Pro­
duktionsstatistik von der Paritätischen Kommission 
erfaßt wurden. In anderen Zweigen, wie z B Be­
kleidungsindustrie, Glasindustrie und Ledererzeu­
gung, differieren beide Indizes beträchtlich, die ge­
nehmigten Preise machen nur einen Bruchteil der 
Preiserhöhungen laut Produktionsstatistik aus. In 
einigen Fällen lassen sich plausible Gründe für 
Diskrepanzen finden, In der Nahrungsmittelindu­

strie z B wird ein Teil der Preise amtlich geregelt 
und fällt daher nicht in den Zuständigkeitsbereich 
der Kommission, in der Maschinenindustrie und in 
der Glasindustrie dürfte der Preisindex laut Pro­
duktionsstatistik auch Qualitätsverbesserungen wi­
derspiegeln und daher die Preissteigerungen über-
tr eiben. 

Obwohl die branchenweisen Unterschiede der 
beiden Preisindizes zum Teil auf Zufallseinflüsse 
und systematische Fehler zurückgehen und daher 
nicht im einzelnen interpretierbar sind, ergeben sie 
in ihrer Gesamtheit doch ein sinnvolles Muster. Im 
allgemeinen scheint die Paritätische Kommission 
die Preise der Grundstoff- und Investitionsgüterin-
dustrien besser erfaßt zu haben als die Preise der 
Konsumgüter industrien Das hängt vor allem damit 
zusammen, daß Grundstoffe und Investitionsgüter 
meist konzentriert, von nur einer Firma oder von 
wenigen Firmen erzeugt werden, während sich das 
Angebot auf den Konsumgüter markten meist auf 
eine größere Zahl von Firmen verteilt Vergleicht 
man den Grad der Produktionskonzentration in den 
einzelnen Branchen (gemessen am Anteil der von 
einem Erzeuger bis zu fünf Erzeugern hergestellten 
Waren am Brutto-Produktionswert der Branche 1) 
mit dem Anteil der genehmigten an dem von der 
Produktionsstatistik ausgewiesenen Preissteigerun­
gen, so ergibt sich ein positiver Zusammenhang zwi-

*) Siehe „Die Konzentration der Industrieproduktion", 
Monatsberichte des österreichischen Institutes für Wirtschafts­
forschung, J g 1963, Nr. S, S 299 ff. 
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seilen beiden Größen (Konelationskoeffizient r — 
+ 0'72) l) M i t ande ren W o r t e n : J e stärker die P r o ­
dukt ion auf wenige Erzeuger konzentr ier t ist, desto 
besser w u r d e im al lgemeinen die Preisentwicklung 
von der Par i tä t i schen Kommission erfaßt. 

Die aus dem Vergleich der Preisindizes abge­
lei teten Ergebnisse lassen sich auch durch folgende 
Berechnung stützen Die im untersuchten Z e i t r a u m 
von der Par i tä t i schen Kommission behande l ten In ­
dus t r iewaren machten 4 4 % des Brutto-Produk-
tionswertes der Indust r ie aus Der Ante i l schwankte 
branchenweise zwischen 0 % (Ledererzeugung u n d 
-Verarbeitung) und 1 0 0 % (Gießereien, Masch inen­
industr ie , Eisen- u n d Meta l lwarenindust r ie) Es 
liegt nahe , diese Branchenante i le mit dem jeweil i­
gen Verhäl tn is von Pre is index laut Produkt ions­
statistik und Pre is index laut Bewil l igungen der P a ­
ri tät ischen Kommission zu vergleichen Ein solcher 
Vergleich läßt deut l ich erkennen, d a ß zwischen bei­
den G r ö ß e n ein systematischer Z u s a m m e n h a n g be­
steht (Korrelationskoeffizient r = +0'S).. W a r der 
B r u t t o - W e r t der überprüf ten W a r e n im Vergleich 
zum B r u t t o - W e r t der gesamten Branche hoch, so 
s t immen im a l lgemeinen beide Preisindizes gut 
überein und umgekehr t Das spricht auch dafür , 
d a ß die von der Par i tä t i schen Kommission empfoh­
lenen Preise im a l lgemeinen e ingehal ten w u r d e n 
u n d Überschre i tungen der Indizes der genehmigten 
Preise hauptsächl ich dadurch zustande kamen , d a ß 
ein Te i l der F i rmen nicht um Pre iserhöhungen an ­
suchte 

Einfluß auf die Verbraucherpreise 
Für die Verbraucherpreise läßt sich das gleiche 

Ver fahren wie für die Industr iepreise schon deshalb 
nicht anwenden , weil die Par i tä t i sche Kommission 
die Preise im H a n d e l meist nur indirekt und nur im 
Z u s a m m e n h a n g mit der Indust r ie geregel t hat , so-
ferne keine Erhöhung der prozentuel len H a n d e l s ­
spannen gefoider t wurde. Es w u r d e jedoch un te r ­
sucht, wie stark jene W a r e n an der Steigerung des 
Verbraucherpre i s index (für durchschnit t l iche A r ­
bei tnehmerhaushal te) 1960/1962 beteil igt waren , die 
von der Kommission behande l t oder mi tbehandel t 
w u r d e n 

In den zehn Bedarfsgruppen des Verbraucher -
pre is index schwankten die Ante i le beträcht l ich I n 
drei G r u p p e n (Wohnung , Bekleidung, Verkehr) w a -

*) Ohne Metall- und Glasindustrie 
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ien d ie „pari tät ischen" W a r e n zu 0 % bis 1 0 % füi 
den Preisanst ieg verantwort l ich, in zwei (Ernäh­
rung ; alkoholische Ge t r änke und T a b a k w a r e n ) zu 
1 0 % bis 3 0 % , in drei (Reinigung von W o h n u n g , 
W ä s c h e und Bekle idung; Bi ldung, Un te r r i ch t und 
Erho lung ; Beleuchtung u n d Beheizung) zu 5 0 % bis 
7 0 % u n d in zwei (Haus ra t ; Körper - und Gesund­
heitspflege) zu 8.5% bis 1 0 0 % Insgesamt g ingen auf 
diese W a r e n 2 3 % der Erhöhung des Verbraucher-
Preis index von 1960 bis 1962 zurück Berücksich­
tigt m a n noch d ie Ver teuerung von amtl ich preisge­
regel ten W a r e n , so erhöht sich der Antei l der „ge­
prüf ten" Preise auf 4 6 % Schaltet m a n die Saison­
produkte (Obst, Gemüse, Kartoffeln, Eier) aus , de­
ren Preise nach den Richtl inien der Pari tä t ischen 
Kommission nur fallweise behande l t wurden , so 
steigt der Ante i l der geprüften Pre i se auf 6 0 % Von 
der E rhöhung der Verbraucherpre ise wurden somit 
e twa 5 0 % bis 6 0 % unmit te lbar kontrol l ier t , davon 
aber nur e twa die Hälf te von den Soz ia lpar tnern 

Diese Prozentsätze überschätzen insofern etwas 
den Einfluß von Behörden und Soz ia lpa r tne rn auf 
die Verbraucherpreise , als nicht erfaßt werden 
konnte , ob u n d inwieweit der H a n d e l seine Spannen 
ohne Genehmigung der Par i tä t i schen Kommission 
erhöht h a t In Österreich ist ebenso w i e in a l l en an­
deren entwickel ten L ä n d e r n ein steigender T r e n d 
der re la t iven Vertei lungskosten zu beobachten Die 
durchschnit t l iche Spannenerhöhung beträgt jedoch 
e r fahrungsgemäß nur 0 1 % - bis 0 ' 2 % - P u n k t e pio 
Jahr u n d k a n n daher das Ergebnis nicht entschei­
dend beeinflussen 

Einfluß, bewilligter Preiserhöhungen auf den 
Verbraucherpreisindex von 1960 auf 1962%) 

Iatsächlicbe E t - D a v o n Preiser- Anteil d. „paritätisch" 
h ö h u n g 0 1962 höhungen durch behandelten Waten 
gegen 0 1960 .paritätisch" b e - an der Preiser­

handelte Waren h ö h u n g 

mit ohne mit ohne mit ohne 
Saisonprodukte Saisonprodukte Saiso nproduktc 

Ernährung S 4 5 9 1 3 1 7 15 5 28 8 

Alkohol i sche Gelranke und 
Tabak waren 8 0 8 0 1 9 1 9 23 S 23 £ 

Wohnung . , 11 6 11 6 0 0 0 0 0 0 0 0 

Beleuchtung und Beheizung 3 3 3 5 2 4 2 4 68 6 6S 6 

Hausrat 7 7 7 7 6 6 6 6 85 7 85 7 

Bekle idung 4 7 4 1 0 0 0 0 0 0 0 0 

Rein igung v o n W o h n u n g 
Wasche und Bekleidung . . 10 9 10 9 5 9 5 9 54 1 54 1 

K o r p e r - u Gesundheitspflege 5 9 5 9 5 9 5 9 10Ü0 100 0 

Bildung Unterricht E r ho l un g 7 8 7 8 4 6 4 6 59 0 59 0 

Verkehr 16 6 16 6 O i 0 3 L 8 l 8 

Insgesamt 8'Z 7"1 1*9 2 '1 23'2 29'6 

Amtlich preisgeregelte Waren 8 0 8 0 1 9 2 1 23 2 29 6 

Paritätisch behandelte und 
amtlich geregelte Waren 3 8 4 2 46 4 59 2 

') Für durchschnittliche Arbeitnehmer!]aushalte 
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